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Wichtig ist jedoch zu verstehen, dass die oft verwendete For-
mel von der „liberalen Demokratie“ nicht ganz unproblematisch 
ist. Natürlich müssen Demokratien in einem strukturellen Sinne 
„liberal“ sein, um als Demokratien bezeichnet werden zu kön-
nen – genau darin besteht ja die Pointe des Modells von den 
zwei Säulen.

Aber nicht jede Demokratie, die im engeren Sinne nicht-libe-
ral ist, ist deshalb schon antiliberal. Nicht jede kollektiv bindende 
Entscheidung, die den individuellen Gestaltungsspielraum 
einschränkt, ist schon ein Angriff auf die Demokratie oder die 
Menschenwürde. Die Einführung der Gurtpflicht in der Bundes-
republik in den 1970er-Jahren wurde als Weg in den totalitären 
Bevormundungsstaat gebrandmarkt – aber man könnte hier aus 

republikanischer Sicht auch ganz entspannt von einer kollektiv 
bindenden Entscheidung, von der Ausübung von Volkssouverä-
nität sprechen. Beide Akzentuierungen und Perspektiven haben 
folglich ihre Berechtigung, ihre Vor- und Nachteile.

Die grundsätzlichste Spannung betrifft wohl die Frage, in 
welchem Maße Politik in Demokratien als Aufgabe von Eliten 
oder als Bürgerpflicht aller verstanden wird. Hier lassen sich 
liberale und republikanische Demokratieverständnisse gegen-
überstellen. Aus liberaler Sicht dient Politik in erster Linie dazu, 
konkrete Probleme zu lösen. Sie stellt gewissermaßen ein not-
wendiges Übel dar, das abgearbeitet werden muss, um Rechts
sicherheit und ökonomische Prosperität herzustellen – aber sie 
ist kein Ziel in sich. Daher sollte sie aus liberaler Sicht auch von 

Zwischen Volkssouveränität und Rechtsstaatlichkeit

Demokratieverständnisse im Vergleich: Republikanismus vs. Liberalismus 

Politik als Pflicht: Eine Gemeinschaft kann nur  
funktionieren, wenn Bürgerinnen und Bürger sich  
leidenschaftlich am politischen Leben beteiligen.

Politik als Expertise: Politikerinnen und Politiker sollen  
konkrete Probleme der Bevölkerung lösen.  
Bürgerinnen und Bürger beteiligen sich, indem sie unter 
den Lösungsansätzen die besten auswählen.

Der Staat hat die Pflicht, sich mit Bürgerinnen und Bürgern 
konstruktiv zu politischen Fragen auseinanderzusetzen und 
bürgerschaftliche Tugenden zu fördern.

Der Staat soll möglichst wenig eingreifen, um die Rechte 
der Bürgerinnen und Bürger zu schützen und individuelle 
Handlungsfreiheit zu gewährleisten.

Gesetze sind Ausdruck des Gemeinwillens, der  
auch Einschränkungen rechtfertigt, wenn es der  
Gemeinschaft dient.

Gesetze dienen dem Schutz vor Übergriffen, insbesondere 
des Staates, auf die Freiheit und den Besitz der Einzelnen.

Der Mensch ist von Natur aus ein politisches und  
vernunftbegabtes Wesen, das seine Bestimmung durch  
die Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten erfüllt.

Der Mensch ist ein freies Individuum, das vor allem seine 
eigenen Interessen verfolgen und schützen möchte.

Demokratie erfordert starke gemeinschaftliche  
Entscheidungen.

Demokratie soll Freiräume und Rechte der Einzelnen  
schützen.

Grundansätze der Demokratie
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Bedeutung von Gesetzen und Normen

Republikanismus stark in Frankreich 
verankert, die Gemeinschaft steht im  
Vordergrund

Liberalismus stärker in Großbritannien, 
wo individuelle Freiheiten zentral sind

Moderne demokratische Staaten  
bewegen sich auf einem Spektrum  

zwischen Republikanismus und Liberalismus
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